
 

Aarau, 13. August 2018 

Anfrage: Lohnstreit Altersheim 

Am 11. August 2018 titelte die Aargauer  Zeitung: "Lohnstreit mit Altersheim-Nachtwachen verloren – 
nun zieht die Stadt vor Bundesgericht".  Der Aarauer Stadtrat zieht gegen sechs Altersheim-Angestellte vor 
Bundesgericht, nachdem er den Rechtsstreit vor Verwaltungsgericht verloren hat.  

Basierend auf diesem Artikel stellen sich uns sehr viele Fragen. Einige stellen wir und warten gespannt auf eine 
prompte Antwort: 

1. Weshalb akzeptiert der Stadtrat den Entscheid des Verwaltungsgerichts nicht? Was sind die Gründe dafür, 
dass der Stadtrat an das Bundesgericht gelangt? 

2. Wie hoch sind die bereits angefallenen (internen und externen) Kosten des Verfahrens für die Stadt? 
3. Mit welchen zusätzlichen (internen und externen) Kosten rechnet der Stadtrat, wenn er den 

Verwaltungsgerichtsentscheid an das Bundesgericht weiterzieht? 
4. Steht der vorliegende Rechtsstreit nach Ansicht des Stadtrats in einem angemessenen Kosten-Nutzen-

Verhältnis? 
5. Wie schätzt der Stadtrat die Auswirkungen auf die Stimmung, Loyalität und Einsatzbereitschaft auf die 

Belegschaft ein, welche aus diesem Rechtsstreit entstehen? 
6. Handelt es sich beim Entscheid, den Verwaltungsgerichtsentscheid ans Bundesgericht weiterzuziehen, um 

einen Präsidialentscheid oder um einen Entscheid des Gesamtstadtrats? 
7. Welche Rolle hat diesem Entscheid der Umstand gespielt, dass der Stadt Aarau als gute und faire 

Arbeitgeberin durch einen Weiterzug des Verfahrens ans Bundesgericht und das damit verbundene mediale 
Interesse ein erheblicher Reputationsschaden droht? 

8. Wurde versucht, den rechtsstreit gütlich im Rahmen eines Vergleichs zu klären?  
Falls ja: von welcher Seite wurden die Verhandlungen aus welchen Gründen abgebrochen bzw. nicht 
aufgenommen?  
Falls nein: weshalb hat die Stadt hier nicht die Initiative ergriffen?  

9. Im AZ-Artikel war die Rede von einer Angestellten, der die Ungereimtheiten zuerst aufgefallen waren. 
Gemäss AZ wurde ihr die Differenz ausbezahlt und sie wurde anschliessend entlassen.  

9.1 Was waren die Gründe für die damalige Nachzahlung, die man jetzt den übrigen Betroffenen offenbar 
verweigert?  

9.2 Was waren die Gründe für die Entlassung der Arbeitnehmerin, die, so der Eindruck, nur die ihr 
zustehenden Rechte geltend gemacht hat? 

10. Wer ist innerhalb der Stadtverwaltung bei diesem Dossier federführend?  
11. Was waren die Gründe dafür, dass der damalige Leiter der Abteilung Alter im Mai 2016 sechs Nachtwachen 

neue Anstellungsverfügungen zukommen liess? Welche Gründe wurden den betroffenen Angestellten (im 
Wortlaut) mitgeteilt? War der Stadtrat oder waren andere Kaderangestellte über dieses Vorgehen informiert 
oder darin involviert? 

12. Besteht zwischen dem vorliegenden Verfahren und der Demission des früheren Leiters der Abteilung Alter 
ein Zusammenhang? 

13. War der aktuelle Leiter der Abteilung Alter in dieses Verfahren involviert? 
14. Rechnet der Stadtrat bei einem abschlägigen Bundesgerichtsurteil mit weiteren Arbeitnehmenden, die in 

diesem Zusammenhang Ansprüche anmelden? 
15. Welche Konsequenzen hinsichtlich seiner Personalführung zieht der Stadtrat aus dem vorliegenden 

Verfahren? 
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